
Somit ergibt sich auf Grund des Gutachtens und unter 
Zugrundelegung der aus den Akten ersichtlichen Ta­
belle folgender Anspruch des Klägers gegenüber der 
Verklagten (wird ausgeführt).
Aus diesen Gründen war das angefochtene Urteil ab­
zuändern.

§§11, 13 FGB; §164 BGB.
1. Zu den Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens, 
hinsichtlich derer jeder Ehegatte berechtigt ist, den 
anderen zu vertreten, können auch Darlehnsaufnah­
men gehören, wenn damit die Anschaffung von Gegen­
ständen finanziert werden soll, die der gemeinsamen 
Lebensführung der Ehegatten dienen. Nicht hierunter 
fallen aber Darlehnsaufnahmen in einer Höhe, die 
schwerwiegende Auswirkungen auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Ehegatten haben kann (hier: 
15 000 M).
2. Durch Arbeit oder aus Arbeitseinkünften erworbene 
Sachen, die von einem oder beiden Ehegatten während 
der Ehe angeschafft wurden und beiden Ehegatten ge­
meinsam gehören, sind auch solche, deren Kauf durch 
Aufnahme eines Darlehens finanziert wurde, wenn 
dieses aus Arbeitseinkünften zurückgezahlt worden ist 
bzw. zurückgezahlt werden soll.
3. § 11 FGB schließt nicht aus, daß ein Ehegatte durch 
das Handeln des anderen Ehegatten einem Dritten 
gegenüber auch dann rechtlich verpflichtet wird, wenn 
das Rechtsgeschäft über den Rahmen der gesetzlichen 
Vertretungsbefugnis hinausgeht, nämlich dann, wenn 
der andere Ehegatte in seinem Auftrag, als sein Be­
vollmächtigter, handelt. Insoweit kann er — je nach 
den Abmachungen zwischen den Ehegatten bzw. den 
konkreten Gegebenheiten — durch das Handeln des 
anderen allein oder gemeinsam mit ihm verpflichtet 
werden.
Das Rechtsverhältnis gegenüber dem Dritten leitet sich 
in diesen Fällen aus den Vorschriften der §§ 164 ff. 
BGB ab.
OG, Urt. vom 7. August 1970 - 2 Zz 11/70.

Die Verklagte war mit dem Sohn der Klägerin ver­
heiratet. Die Ehe ist geschieden worden. Im Eheschei­
dungsverfahren haben die damaligen Eheleute einen 
gerichtlich bestätigten Vergleich über die Verteilung 
des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens ge­
schlossen. Danach erhielt der Sohn der Klägerin u. a. 
einen Pkw „Skoda-Octavia“ als Alleineigentum über­
tragen. Von beiden früheren Ehegatten wurde zu Pro­
tokoll erklärt, daß die Vermögensverteilung je zur 
Hälfte erfolgt ist.
Das hat das Be*irksgericht als unstreitig festgestellt.
Die Klägerin behauptet, sie habe im Jahre 1961 ihrem 
Sohn und der Verklagten ein Darlehen von 15 000 M 
gewährt. Mit Rücksicht auf die verwandtschaftlichen 
Beziehungen sei das Rechtsgeschäft nicht schriftlich 
abgeschlossen worden. Es habe aber Klarheit über die 
Verpflichtung zur Rückzahlung des Betrags bestanden. 
Sie habe auch monatliche Zinszahlungen von den frü­
heren Ehegatten erhalten.
Die Klägerin hat beantragt, die Verklagte zur Zahlung 
von 7 500 M zu verurteilen.
Die Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
ausgeführt: Bei der Hingabe des Geldes an den Sohn 
der Klägerin habe es sich um eine Schenkung gehan­
delt. Sie habe weder von einem Darlehen noch vom 
Kauf des Pkw Kenntnis gehabt. Die monatlichen Zah­
lungen an die Klägerin seien Unterhaltszuschüsse ge­
wesen.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Auf die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht

unter Abänderung des Urteils des Kreisgerichts an­
tragsgemäß erkannt. Zur Begründung hat es ausge­
führt: Nach den getroffenen Feststellungen habe der 
Sohn der Klägerin den zum Ankauf des Pkw be­
stimmten Betrag von der Klägerin auf Grund eines 
mündlichen Darlehnsvertrags erhalten. Darlehns- 
schuldner sei nicht nur er, sondern auch die Verklagte. 
Die Verpflichtung der Verklagten ergebe sich aus § 11 
FGB. Danach sei jeder Ehegatte berechtigt, den ande­
ren in Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens zu 
vertreten. Um eine solche Angelegenheit handele es 
sich beim Abschluß des Darlehnsvertrags. Dafür sei 
entscheidend, daß die Geldgewährung zum Ankauf 
eines für die Familie bestimmten Gegenstandes erfolgt 
sei. Das ergebe sich aus der Art der Benutzung des 
Pkw und auch aus dem Inhalt der Ehescheidungs­
akten, insbesondere dem Vergleich über die Verteilung 
des gemeinschaftlichen Eigentums.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zutreffend führt der Kassationsantrag aus, daß die 
Heranziehung des §11 FGB durch das Bezirksgericht 
zur Begründung seiner Entscheidung schon deshalb 
fehlerhaft ist, weil das Geld bereits 1961, also längere 
Zeit vor dem Inkrafttreten des FGB, hingegeben wor­
den ist. Dem Kassationsantrag ist weiter darin zuzu­
stimmen, daß das Berufungsurteil auch dann nicht auf 
die genannte Vorschrift hätte gestützt werden können, 
wenn der zu entscheidende Sachverhalt sich nach dem 
Inkrafttreten des FGB zugetragen hätte.
Nach § 11 FGB wirken allerdings Rechtsgeschäfte, die 
ein Ehegatte in Angelegenheiten des gemeinsamen Le­
bens abschließt, auch gegen den anderen Ehegatten. 
Hierzu können auch Darlehnsaufnahmen gehören, wenn 
damit die Anschaffung von Gegenständen finanziert 
werden soll, die der gemeinsamen Lebensführung der 
Ehegatten dienen. Nicht hierunter fallen aber jeden­
falls Darlehneaufnahmen in solcher Höhe wie im vor­
liegenden Falle. Hierfür sind auch folgende Erwägun­
gen maßgebend:
Dem Vertrauensverhältnis zwischen den Ehegatten 
entspricht es, daß jedenfalls Rechtsgeschäfte, mit 
denen, wie hier, vermögensmäßige Verpflichtungen ein­
gegangen werden, die schwerwiegende Auswirkungen 
auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Ehegatten 
haben können, im gegenseitigen Einvernehmen vorge­
nommen werden. Im Hinblick darauf, daß nach der 
Regelung des § 11 die Verpflichtung des Ehegatten 
durch das rechtsgeschäftliche Handeln des anderen 
auch ohne seine Kenntnis eintritt, muß aber in Fällen 
wie dem vorliegenden zur Verpflichtung beider Ehe­
gatten gegenüber dem Dritten auch gefordert werden, 
daß der diesem gegenüber allein handelnde Ehegatte 
gleichzeitig im Aufträge des anderen Ehegatten, als 
sein rechtsgeschäftlicher Vertreter, auftritt. Die An­
wendung des § 11 FGB auf solche Fälle, die eine Ver­
pflichtung des anderen Ehegatten auch dann zur Folge 
haben würde, wenn er von dem beabsichtigten Rechts­
geschäft keine Kenntnis hat, würde dem Anliegen 
dieser Vorschrift, die vom Vertrauensverhältnis zwi­
schen den, Ehegatten getragen ist, nicht gerecht. Eine 
solche Auslegung dieser Bestimmung ist auch unter 
den Gesichtspunkten, daß sie den Bedürfnissen des 
täglichen Lebens und zugleich der Sicherung der 
Rechtsstellung des Dritten dient, nicht erforderlich, 
weil derartige Geschäfte nicht so häufig abgeschlossen 
werden, daß andernfalls Erschwerungen im Rechtsver­
kehr zu befürchten wären.
Bei dieser rechtlichen Beurteilung bedarf es keiner Er­
örterung der Anwendung des zur Zeit der Darlehns­
aufnahme geltenden § 1357 BGB mit seinem ihm durch 
das verfassungsmäßige Prinzip der Gleichberechtigung
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